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Erneut nahm der nationale wie europäische Umgang mit den Konsequenzen der Eurozo-
nenkrise einen zentralen Raum in der französischen Europapolitik ein. Im Herbst 2014 
stand dabei die Unterstützung der Wachstums- und Investitionsinitiative der neu ins Amt 
gekommenen Europäischen Kommission unter  Kommissionspräsident  Jean-Claude Jun-
cker im Zentrum. Gleichzeitig sorgte zum wiederholten Male die Verfehlung der Sparziele 
in der Haushaltspolitik Frankreichs über Monate hinweg für erhebliche Spannungen mit 
der Kommission. Nach dem Regierungswechsel in Griechenland und dem Amtsantritt der 
Regierung unter Alexis Tsipras bestimmte bis Mitte des Jahres 2015 die sich zuspitzende 
Griechenlandkrise zunehmend die europapolitische Agenda. Jenseits von Fragen der Wirt-
schafts- und Währungsunion und ihrer Fortentwicklung setzte die französische Europa-
politik Akzente durch eine aktive Mit-Führungsrolle  im europäischen Umgang mit  der 
Ukrainekrise, die Staatspräsident François Hollande in sehr enger Abstimmung mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel wahrnahm. Auch im Rahmen des europäischen Umgangs mit 
den dramatisch anschwellenden Zahlen von Flüchtlingen versuchte die französische Re-
gierung in enger Abstimmung mit Partnern, vor allem der Bundesrepublik, eine proaktive 
Rolle einzunehmen und die Ausgestaltung der europäischen Migrationspolitik voranzutrei-
ben.

Europäische Investitionsoffensive 

Die vom neuen Kommissionspräsidenten Juncker lancierte Wachstums- und Investitions-
initiative („Juncker-Plan“) fand in Frankreich breite Unterstützung. Sie bot Staatspräsident 
Hollande und seiner Regierung eine willkommene Gelegenheit, der seit ihrem Amtsantritt 
2012 geforderten Umorientierung der europäischen Krisenpolitik weg von der Priorität auf 
Haushaltskonsolidierung hin zu einer dynamischen Wachstumspolitik konkrete Gestalt zu 
verleihen. Um politische Unterstützung für eine europäische Wachstumsagenda zu mobi-
lisieren,  organisierte  Hollande  zwei  Treffen  von sozialdemokratischen  Mitgliedern  des 
Europäischen Rates im Elysée-Palast, jeweils unmittelbar vor den Brüsseler EU-Gipfeln 
am 30. August 2014 und am 23. Oktober 2014.1

Schon vor dem Amtsantritt der Juncker-Kommission im September 2014 hatte der fran-
zösische  Finanzminister  Michel  Sapin gemeinsam mit  seinem deutschen  Amtskollegen 
Wolfgang Schäuble Vorschläge an die Eurogruppe gerichtet. Diese verfolgten das Ziel, die 
Investitionstätigkeit  anzukurbeln und privates Kapital  zu mobilisieren.  So sprachen sie 
sich etwa für die Bewilligung riskanterer Projekte durch die Europäische Investitionsbank 
(EIB) aus, um ihr zu erlauben, eine Rolle als kontrazyklischer Geldgeber für Investitionen 
einzunehmen.2 So kann es nicht verwundern, dass die Kommission in Frankreich einen 
verlässlichen  Bündnispartner  für  ihre  Investitionsoffensive  zum Aufbau eines  Europäi-

1 Cécile Ducourtieux/Frédéric Lemaître/David Revault d'Allonnes: En Europe, les sociaux-démocrates veu-
lent peser face à Angela Merkel, in: Le Monde, 30.8.2014.

2 Le Monde: Le projet de Paris et Berlin pour doper la croissance, 11.9.2014.
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schen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) fand, der – überwiegend private – Inves-
titionen in Höhe von 315 Mrd. Euro in drei Jahren mobilisieren soll. Allerdings hat sich 
Paris im Vorfeld der Veröffentlichung des Juncker-Plans für eine im Vergleich zum späte-
ren Kommissionsvorschlag umfangreichere Ausstattung des Investitionsfonds mit öffentli-
chen Mitteln in der Größenordnung von 60 bis 80 Mrd. Euro ausgesprochen, die die Euro-
päische  Union  selbst  aufbringen  solle.3 Entsprechend  bedauerte  Wirtschaftsminister 
Emmanuel Macron, dass dem Plan die nötigen finanziellen Mittel fehlten, um tatsächlich 
eine makroökonomische Wirkung zu entfalten.4

Suche nach Flexibilität in der Anwendung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes

Frankreich verfehlte 2014 zum wiederholten Male die in seinem Stabilitätsprogramm anvi-
sierten  Ziele  der  Haushaltskonsolidierung.  Paris  zeigte  sich  gleichwohl  nicht  bereit, 
jenseits der für 2015 geplanten Einsparungen in Höhe von 21 Mrd. Euro weitere Ausga-
benkürzungen einzuplanen. Vielmehr suchte es nach Unterstützung seitens der Kommissi-
on für mehr Flexibilität im Umgang mit dem Regelwerk des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts, ohne diesen formal ändern zu wollen. Dabei berief es sich auf außergewöhnliche 
Umstände in Gestalt einer Wachstumsschwäche und der niedriger als erwartet ausgefalle-
nen Inflationsrate, die diese Zielverfehlung rechtfertigen würden.5

Eurogruppenpräsident  Jeroen  Dijsselbloem  machte  deutlich,  dass  der  französische 
Budgetentwurf für 2015 im Hinblick auf das nominale und strukturelle Defizit hinter den 
Brüsseler Erwartungen zurückblieb.6 Der Währungskommissar der scheidenden Kommis-
sion, Jyrki Katainen, sandte ein Schreiben an die französische Regierung, um diese zu 
weitergehenden  Sparanstrengungen  aufzufordern.  Paris  reagierte  rasch  und  kalkulierte 
einige Einnahmen- und Ausgabenposten neu, so etwa Steuereinnahmen durch verstärkte 
Steuerfahndung und geringere Ausgaben aufgrund niedriger veranschlagter Zinsausgaben 
auf die Staatsschuld.7 Damit ergibt sich rechnerisch eine Reduktion des strukturellen Defi-
zits in 2015 von 0,5 Prozent, wie vom Rat verlangt wurde. Auf die Diskussionen über eine 
mögliche Zurückweisung des Haushaltsentwurfs für 2015 durch die Kommission reagierte 
Premierminister Manuel Valls mit souveränistischen Akzenten: „Es gibt nur ein Parlament, 
das darüber zu entscheiden hat, ob es den Haushalt Frankreichs annimmt oder nicht. Die 
einzige  Institution,  die  dieses  Recht  besitzt,  ist  die  Nationalversammlung“,  und  die 
„Kommission,  die  durchaus  das  Recht  zu Anmerkungen hat,  kann den  Haushalt  nicht 
zurückweisen.“8 Er  unterstrich,  dass  in  der  Europäischen  Union  Machtunterschiede 
zwischen den Mitgliedstaaten trotz formaler Gleichheit von der Kommission zu berück-
sichtigen seien: „Man schuldet Frankreich Respekt. Dies ist ein großes Land“.9 Die Kom-
mission kam zur Auffassung, dass Frankreich (ähnlich wie Italien) nicht „erheblich“ von 
den Bestimmungen des reformierten Stabilitäts- und Wachstumspakts abweiche. Entspre-
chend verzichtete sie auf eine Zurückweisung des französischen Haushaltsentwurfs. Dies 
ist umso erstaunlicher, als die Kommission in ihrem fast zeitgleich veröffentlichten Herbst-

3 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Paris hofft auf 80 Milliarden Euro durch die EU, 19.11.2014.
4 Frédéric Lemaître: Plan Juncker: soutien à minima de Paris et Berlin, in: Le Monde, 4.12.2014.
5 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Frankreich will weniger sparen, 4.9.2014.
6 Le Monde: L’Europe somme la France de revoir son budget, 12./13.10.2014.
7 Patrick  Roger:  Bercy  trouve  3,6  milliards  d’euros  sans  économies  supplémentaires,  in:  Le  Monde,  

29.10.2014.
8 Zitiert nach Patrick Roger: Budget: l’exécutif louvoie sous l’œil de Bruxelles, in: Le Monde, 9.10.2014  

(Übersetzung: Joachim Schild).
9 Zitiert nach Frankfurter Allgemeine Zeitung: Paris verwahrt sich gegen Einmischung der EU, 15.10.2014.

420 Jahrbuch der Europäischen Integration 2015



Frankreich

gutachten zur Wirtschaftsentwicklung sogar einen Anstieg des französischen Haushaltsde-
fizits prognostiziert hatte. Sie verschob zunächst die endgültige Beurteilung der französi-
schen und italienischen Haushalte auf März 2015. Ende Februar gewährte die Kommission 
Frankreich dann vor dem Hintergrund verbesserter Haushaltsdaten für 2014 zwei weitere 
Jahre Aufschub, um das 3-Prozent-Defizitziel zu erreichen (wie schon 2013, als 2015 als 
Ziel vorgegeben wurde). Ob dies ausgerechnet im Jahr der nächsten Präsidentschaftswahl 
realistisch ist, sei dahingestellt. Die Kommission sah von einer Verschärfung des seit 2009 
laufenden  Verfahrens  wegen  eines  übermäßigen  Defizits  gegen  Frankreich  ab.  Diese 
Entscheidung  war  innerhalb  der  Kommission  sehr  umstritten.10 Gegner  dieser  sanften 
Gangart  gegenüber  Frankreich,  etwa  Kommissionsvizepräsident  Valdis  Dombrovskis, 
konnten zumindest sicherstellen, dass das Erreichen des 3-Prozent-Ziels nicht auf 2018 – 
nach der Präsidentschaftswahl – verschoben wird. Dies hatte Pierre Moscovici, der franzö-
sische Währungskommissar, vorgeschlagen. Er geriert sich seit seinem Amtsantritt als treu-
er Sachwalter französischer Interessen. Aus Sicht der Kommission handelt es sich um ein 
politisches Tauschgeschäft: Nachsicht gegenüber Frankreich in der Haushaltspolitik gegen 
verstärkte wirtschaftliche Strukturreformen in Frankreich. So forderte sie Paris auf, seine 
Strukturreformpläne ambitionierter zu gestalten, als es das 2015 verabschiedete und nach 
Wirtschaftsminister Macron benannte Gesetz zur Liberalisierung einiger Märkte vorsieht. 
Diese Episode verdeutlicht  zum einen den weiten Ermessensspielraum der  ihr  Mandat 
„politisch“  interpretierenden Juncker-Kommission  in  der  Handhabung des  reformierten 
Stabilitäts- und Wachstumspakts; zum anderen wird – ähnlich wie 2003 in den Defizitver-
fahren gegen Frankreich und Deutschland – wieder einmal deutlich, dass große Mitglied-
staaten  bei  Regelverletzungen  in  der  Haushaltspolitik  kaum Sanktionen  zu  befürchten 
haben.  Das Regelwerk des  reformierten Stabilitäts-  und Wachstumspakts  ist  damit  nur 
wenige Jahre nach seinem Inkrafttreten erneut aufgeweicht.11 Frankreich betreibt offenkun-
dig eine Politik, die die Substanz und das Sanktionspotential des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes schwächen soll, ohne dessen Wortlaut zu verändern. Valls, Sapin und Macron 
verbanden die französische Bereitschaft zu Einsparungen in Höhe von 50 Mrd. Euro bis 
2017 (im Vergleich zu einem Business-as-usual-Szenario) mit der Forderung an Deutsch-
land, in gleicher Höhe zusätzliche öffentliche Investitionen auf den Weg zu bringen.12 Die 
Forderung fand in der Bundesregierung allerdings nur beim deutschen Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel Unterstützung.13

Vermittlerrolle im Griechenlanddrama

Schon unmittelbar  nach dem Wahlsieg des  linksradikalen Syriza-Bündnisses  im Januar 
2015 suchte Frankreich eine Vermittlerrolle zwischen der neuen griechischen Regierung 
und der deutschen Bundesregierung einzunehmen. Nicht zufällig war Paris das Ziel der 
ersten Auslandsreise des neuen griechischen Finanzministers Yanis Varoufakis. Frankreich 
formulierte zwei Prinzipien für den Umgang mit der neugeschaffenen politischen Situation 
nach dem Wahlsieg Syrizas: Respekt vor der demokratischen Wahlentscheidung und Soli-
darität  mit  Griechenland  einerseits,  andererseits  aber  auch  Respektierung europäischer 

10 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Juncker verschafft Frankreich Luft, 27.2.2015.
11 Werner  Mussler:  Kommentar.  Abgesang  auf  den  Stabilitätspakt,  in:  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung,  

30.10.2014.
12 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Paris: Berlin soll 50 Milliarden investieren, 20.10.2014.
13 Manfred  Schäfers/Werner  Mussler/Christian  Schubert:  Berlin  sagt  Paris  Investitionsoffensive  zu,  in: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21.10.2014.
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Regeln und Vereinbarungen durch Griechenland – pacta sunt servanda.14 Im Verlauf der 
monatelangen Verhandlungen versuchte Frankreich darauf hinzuwirken, Griechenland in 
entscheidenden Punkten entgegenzukommen. So unterstützte  es dessen Forderung nach 
verbindlichen Zusagen der Gläubiger an Athen, über eine Umschuldung zu verhandeln, 
wobei Valls einen formellen Schuldenschnitt ausschloss.15 Dabei steht auch für Frankreich 
viel auf dem Spiel, hält es doch insgesamt rund 42 Mrd. Euro der bi- und multilateralen  
Schulden Griechenlands (Deutschland: 56 Mrd. Euro).16 Auch machte Paris sich für eine 
Fortführung der Liquiditätsversorgung griechischer Banken durch die Europäische Zen-
tralbank (EZB) im Rahmen von deren sogenannten ELA-Notkrediten (Emergency Liquidi-
ty Assistance) zur Überbrückung vorübergehender Illiquidität von Banken stark.

In kritischen Momenten des Griechenlanddramas suchte Paris stets die enge Abstim-
mung mit Berlin. So trafen sich Hollande und die deutsche Bundeskanzlerin Merkel schon 
unmittelbar  nach  dem Wahlsieg von Syriza  auf  Einladung des  Europaparlamentspräsi-
denten Martin Schulz in Straßburg, um nach einer gemeinsamen Linie zu suchen. Sie erin-
nerten Griechenland an die Einhaltung seiner Verpflichtungen aus dem zweiten Hilfspro-
gramm. Nur nach dessen erfolgreichem Abschluss könne über ein drittes Hilfsprogramm 
diskutiert werden.17 Anfang Juni sahen Hollande und Merkel nach stockenden Verhandlun-
gen der Gläubiger mit Griechenland die Zeit gekommen, auf Chefebene zu verhandeln und 
trafen sich mit EZB-Präsident Mario Draghi und der geschäftsführenden Direktorin des 
Internationalen Währungsfonds (IWF), Christine Lagarde, in Berlin, um über ein Angebot 
an Griechenland zu beraten.18 Diese Konzentration der Kompromissbemühungen auf einen 
engen Kreis  von Entscheidungsbeteiligten,  zu denen stets  auch Hollande gehörte,  fand 
weiteren Ausdruck im Spitzentreffen Hollandes und Merkels mit Tsipras am 10. Juni 2015 
in Brüssel. Sie setzte sich auch nach dem griechischen Referendum vom 5. Juli über die 
Hilfsprogramme fort, als Hollande die Bundeskanzlerin am Montag, den 6. Juli nach Paris 
einlud, um sich abzustimmen. Sie kamen überein, dass es nun an der griechischen Regie-
rung sei, ihrerseits ernsthafte Vorschläge als Basis für neuerliche Verhandlungen vorzule-
gen.19 Außerdem vereinbarten sie einen engen Zeitplan für das weitere Vorgehen, der vom 
Europäischen Rat am 7. Juli gebilligt wurde.

Während des entscheidenden Gipfels am 12. bis 13. Juli, der dann eine vorläufige Eini-
gung über die Schritte zu einem dritten Hilfsprogramm brachte, war ein eng abgestimmtes 
Vorgehen zwischen Hollande und Merkel in verteilten Rollen zu beobachten. Sie hatten 
sich unmittelbar vor dem Gipfel bilateral getroffen, um ihr Vorgehen zu koordinieren. Die 
Bundeskanzlerin, in ihrer Verhandlungsposition gestärkt durch die von Schäuble geschickt 

14 Siehe die Pressekonferenz von Hollande und Tsipras anlässlich deren erster Begegnung in Paris am 4. Fe -
bruar 2015: Union européenne – Questions économique – Grèce Point de presse conjoint de M. Franҫois 
Hollande, président de la République, et du Premier ministre grec – Propos de M. Hollande, Paris, 04 
févier 2015; siehe auch das Interview von Michel Sapin: Claire Guélaud: Michael Sapin: „il faut respecter 
le vote grec et les règles européennes“, in: Le Monde, 11.2.2015.

15 Cécile Ducourtieux:  La semaine folle où l’Eurozone est  passée du plan A au plan B,  in:  Le Monde,  
30.6.2015; Interview von Manuel Valls in Le Monde: Valls: „L’économie française ne serait pas affectée“ 
par un Grexit, 30.6.2015.

16 Eric Dor: Les coûts et l’impact des plans de secours aux pays en détresse de la périphérie de la zone euro, 
IESEG Working Paper Series, Lille: IESEG, Mai 2014, S. 9.

17 Cécile Ducourtieux/David Revault d'Allonnes: L’Europe se cherche face à Alexis Tsipras, in: Le Monde,  
1./2.2.2015.

18 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Griechenland-Krise wird zur Chefsache, 2.6.2015.
19 Cécile Ducourtieux/Frédéric Lemaître/Bastien Bonnefous: La voie étroite pour éviter le "Grexit", in: Le 

Monde, 8.7.2015.
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ins Spiel gebrachte,  temporäre Grexit-Option, trat als Vertreterin einer harten Verhand-
lungslinie der Nordländer auf. Dies erlaubte Hollande, seine Lieblingsrolle als Vermittler 
zwischen den widerstreitenden Interessen wahrzunehmen. Die erfolgreiche Vermittlung in 
der Schlussphase der Verhandlungen wird jedoch Donald Tusk zugschrieben.20 So konnte 
ein  Aufeinanderprallen  Frankreichs  und  Deutschlands  während  des  Gipfels  verhindert 
werden. Deutsch-französische Dissonanzen waren zwischenzeitlich nach der Ankündigung 
eines  Referendums in  Griechenland  sichtbar  geworden.  Dies  löste  auch  in  Frankreich 
erhebliche Irritationen aus. Allerdings betonte Hollande seine Bereitschaft, die Verhand-
lungen vor dem Referendum fortzuführen.21 Damit entstand in einer kritischen Phase des 
Umgangs mit der unberechenbaren griechischen Regierung ein offener Dissens mit der 
Bundesregierung, die jede Verhandlung vor dem klärenden Referendum für sinnlos hielt. 
Paris war in dieser Frage isoliert.22 Kurz vor dem Gipfel trat Hollande der vorgetragenen 
Grexit-Option für fünf Jahre energisch entgegen.23 Oberste Richtschnur des französischen 
Handelns in dieser zugespitzten Krisensituation bildete das Ziel, einen Austritt Griechen-
lands aus der Eurozone fast um jeden Preis zu verhindern. Indem es einen solchen Plan B 
ausschloss, trug Frankreich zur Erpressbarkeit der Eurozonenmitglieder durch die griechi-
sche Seite  bei.  Französische  Spitzenbeamte des  Finanzministeriums und der  Ständigen 
Vertretung in Brüssel  waren glaubwürdigen Presseberichten zufolge als Berater für die 
griechische  Regierung tätig  und  waren  ihr  behilflich,  ihre  Verhandlungsofferten  so  zu 
gestalten, dass die Gläubiger diese nur schwer ablehnen konnten.24

Nach der vorläufigen Einigung Griechenlands mit seinen Gläubigern versuchte Frank-
reich, Reformen der Eurozonen-Governance zurück auf die Agenda der Union zu bringen. 
So forderte Hollande ein gesondertes Eurozonenbudget und ein eigenes Parlament für die 
Eurozone, verbunden mit dem Plädoyer, im Kreise der Eurozonenmitglieder eine europäi-
sche Avantgarde zu bilden.25 Diese Vorschläge gingen über diejenigen hinaus, die Frank-
reich mit  Deutschland in einem gemeinsamen Positionspapier  im Mai  2015 formuliert 
hatte,  so  beispielsweise  hinsichtlich  eines  gesonderten  Eurozonenparlaments,  dem die 
parlamentarische Kontrolle eines Eurozonenbudgets obläge.26 Sie lagen aber durchaus auf 
der Linie früherer französischer Vorschläge, die sich bislang als nicht durchsetzbar erwie-
sen  hatten.  Wirtschaftsminister  Macron  legte  später  nach  und  forderte  Finanztransfers 
innerhalb der Eurozone: „Eine Währungsunion ohne Finanzausgleich – das gibt es nicht!“ 
Gleichzeitig  forderte  er  eine „Euro-Regierung (…) geführt  von einem Kommissar  mit 
weitreichenden Befugnissen. Das wäre nicht nur ein Euro-Finanzminister, sondern jemand, 

20 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Das war doch wohl der Gipfel, 14.7.2015.
21 Siehe seine Erklärung vom 29. Juni 2015 zur Finanzkrise in  Griechenland: Französische Botschaft in  

Deutschland: Staatspräsident Hollande zur Finanzkrise in Griechenland: Es steht viel auf dem Spiel, 
abrufbar  unter:  http://www.ambafrance-de.org/Erklarung-von-Staatsprasident-Hollande-zur-Finanzkrise-
in-Griechenland (letzter Zugriff: 6.10.2015).

22 Le Monde: Hollande, médiateur isolé, souhaite que ‚le dialogue puisse reprendre‘, 30.6.2015.
23 FAZ.net: Frankreich stellt sich gegen Deutschland, 12.7.2015.
24 Le Monde: L’assistance de la France…en coulisse, 11.7.2015.
25 Siehe  seinen  Namensartikel  in  Journal  du  Dimanche,  19.7.2015,  abrufbar  unter:  http://www.lejdd.fr/ 

Politique/Francois-Hollande-Ce-qui-nous-menace-ce-n-est-pas-l-exces-d-Europe-mais-son-insuffisance-
742998 (letzter Zugriff: 6.10.2015).

26 Im Positionspapier vom Mai 2015 war nur die Rede von „der Eurozone gewidmeten Strukturen im Euro-
päischen Parlament, wobei es dem Parlament überlassen bleibt, welche Mittel dafür eingesetzt werden“, 
siehe  Deutsch-Französischer Beitrag zur  Wirtschafts-  und  Währungsunion,  Mai  2015,  abrufbar  unter: 
http://ec.europa.eu/priorities/economic-monetary-union/docs/french-german_contribution_1_de.pdf. (letz-
ter Zugriff: 6.10.2015).
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der  auch  Investitionsmittel  vergibt  oder  in  der  Arbeitsmarktpolitik  mitredet.“27 Solche 
hochfliegenden Pläne setzen eine Vertragsreform voraus, an die vor dem britischen Refe-
rendum über den Verbleib in der  Europäischen Union niemand ernsthaft  denkt –  auch 
Frankreich  nicht.  Macron,  dessen  Vorstoß  sicherlich  mit  Hollande  abgestimmt  war, 
schwebt eine Reform für 2017 vor, um eine solche „Neugründung“ Europas voranzutrei-
ben. Diese neuerlichen Diskussionsanstöße aus Frankreich sind gewiss mindestens so sehr 
an das heimische Publikum und die Regierungskritiker in den eigenen Reihen der sozialis-
tischen Partei gerichtet wie an die europäischen Partner. Von Berlin hat Paris die Zusage 
erwirkt,  bis  Ende  2016  eine  gemeinsame Analyse  zum zukünftigen  Reformbedarf  der 
Eurozone zu erarbeiten.28 

Noch auf einem weiteren Felde wurde Frankreich gemeinsam mit Deutschland unter 
Einschluss  Italiens  aktiv.  In  einem vom französischen  Finanzminister  Sapin  initiierten 
Brief an die Kommission vom 28. November 2014 plädierte  er gemeinsam mit seinen 
deutschen und italienischen Amtskollegen Schäuble und Pier Carlo Padoan für eine EU-
Richtlinie zur Bekämpfung der aggressiven Steueroptimierung durch multinationale Unter-
nehmen, die bis Ende 2015 vorliegen sollte.29 Damit wollten sie das Gelegenheitsfenster 
nutzen, das sich durch die Veröffentlichungen von „LuxLeaks“ über steuerliche Vergünsti-
gungen  zugunsten  einzelner  renommierter  multinationaler  Unternehmen  in  Luxemburg 
ergeben hat. Auch erhielt Paris Unterstützung seitens der Bundesregierung in der Zurück-
weisung einer engen Aufsicht nationaler Wirtschafts- und Haushaltspolitiken seitens der 
Kommission. Die Kommission, so beide Länder in ihrem Positionspapier vom Mai 2015, 
solle sich in ihren Empfehlungen zur Wirtschaftspolitik auf allgemeine Ziele beschränken, 
den nationalen Regierungen aber die Wahl der zur Zielerreichung notwendigen Instrumen-
te überlassen.30

Ukrainekrise und deutsch-französische Konzertierung

Eine enge Abstimmung mit Deutschland kennzeichnete auch die Ukrainepolitik  Frank-
reichs.  Diese fand zunächst  auf Außenministerebene statt,  aber mit der  Zuspitzung der 
Krise und der Kampfhandlungen im Osten der Ukraine seit Beginn des Jahres 2015 immer 
intensiver auch auf Chefebene. Schon am 6. Juni 2014 kam es im Rahmen der Feierlich-
keiten zum 60. Jahrestag der alliierten Landung in Frankreich zu einem ersten Treffen im 
„Normandieformat“,  dem Quartett  aus den Präsidenten Russlands,  der  Ukraine,  Frank-
reichs und der Bundeskanzlerin Deutschlands. Frankreich gelang es im Zuge der Zuspit-
zung der kriegerischen Ereignisse in der Ostukraine, eine europäische und internationale 
Führungsrolle an der Seite Deutschlands einzunehmen. Innerhalb von sieben Tagen trafen 
sich Hollande und Merkel nicht weniger als vier Mal – auf gemeinsamen Reisen nach 
Kiew, Minsk und Moskau sowie in Brüssel. Diese wurden durch eine fast tägliche bilatera-
le  telefonische  Abstimmung  zwischen  Hollande  und  Merkel  vorbereitet  und  begleitet 
sowie  durch  parallele  Bemühungen  auf  Außenministerebene  unterstützt,  wie  etwa  im 
Rahmen mehrmaliger  Gespräche zwischen dem russischen,  ukrainischen,  französischen 
und deutschen Außenminister in der Villa Borsig in Berlin. Hatte der französische Außen-
minister  Laurent  Fabius  im  Kontext  der  Vermittlungsversuche  zur  Befriedung  der 
Maijdan-Unruhen im Februar 2014 noch eine eher randständige Rolle neben Frank-Walter 

27 Siehe sein Interview in: Süddeutsche Zeitung: „Wollen wir die Totengräber sein?“, 31.8.2015.
28 Siehe Deutsch-Französischer Beitrag zur Wirtschafts- und Währungsunion, Mai 2015.
29 Le Monde: Optimisation fiscale: Paris, Berlin et Rome pressent Bruxelles d’agir, 3.12.2014.
30 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Paris und Berlin wollen weniger Brüssel, 27.5.2015.
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Frankreich

Steinmeier  gespielt,  so  fand  sich  Präsident  Hollande  durch  die  deutsch-französische 
Vermittlungsinitiative,  die  zur  Minsk-2-Vereinbarung vom 12.  Februar  2015 führte,  im 
Zentrum des Geschehens. Diese Krisensituation bot dem aufgrund seiner wirtschaftlichen 
Schwäche und Reformblockaden europapolitisch in die Defensive geratenen Frankreich 
die Gelegenheit, die politische Initiative zurückzugewinnen sowie internationale und euro-
päische Führungsverantwortung dank der nahtlosen Abstimmung mit der Bundesregierung 
wahrzunehmen.31 Präsident  Hollande  ging  bei  seinen  Vermittlungsversuchen  zwischen 
Russland und der Ukraine genau wie Bundeskanzlerin Merkel ein erhebliches außenpoliti-
sches Risiko ein. Auch innenpolitisch ist seine Russlandpolitik durchaus umstritten. Der 
Sanktionskurs gegenüber Russland und die Nicht-Lieferung von Mistral-Hubschrauberträ-
gern an Russland, ein geplantes Geschäft im Umfang von 1,2 Mrd. Euro, hatte zu Kritik 
aus den Reihen der bürgerlichen Rechten und des Front National geführt.

Diese  atmosphärische  Verbesserung in den  deutsch-französischen  Beziehungen nach 
Jahren der Spannungen im Kontext der Bewältigung der Eurozonenkrise fand ihre Verlän-
gerung jenseits der gemeinsamen Ukraine-Diplomatie in gemeinsamen Bemühungen um 
eine  solide  Vorbereitung  des  Klimagipfels  in  Paris  im Dezember  201532 und  in  einer 
Abstimmung der Positionen gegenüber dem wiedergewählten britischen Premierminister 
David Cameron. Dessen Forderungen nach Änderung der europäischen Verträge in Vorbe-
reitung auf das für spätestens 2017 angekündigte britische Referendum über einen EU-
Verbleib erteilten Paris und Berlin eine Absage. Statt wie Cameron nach Wegen zu einer 
partiellen  Rückverlagerung von  EU-Kompetenzen  auf  die  nationale  Ebene  zu  suchen, 
unterbreiteten Berlin und Paris Vorschläge zur Integrationsvertiefung in der Eurozone.33

Flüchtlingswellen und europäische Migrationspolitik

Auch die europäische Migrations- und Asylpolitik erwies sich als Feld, auf dem Frank-
reich seine Ziele in enger Abstimmung mit Partnerländern verfolgte. Frankreich plädiert 
für eine weitere Ausgestaltung der  europäischen Einwanderungs- und Asylpolitik,  etwa 
durch Vereinheitlichung der Asylverfahren, der Hilfeleistungen für Asylbewerber sowie 
der Regeln zur Rückführung illegaler Einwanderer und forderte eine europäische Einigung 
auf eine  Liste  sicherer  Herkunftsländer.  Als  unmittelbare  Reaktion auf die stark ange-
schwollenen Migrantenströme im Sommer 2015 drängte Paris gemeinsam mit Berlin auf 
die  Einrichtung  von  Registrierungszentren  an  den  EU-Außengrenzen,  insbesondere  in 
Italien und Griechenland („hot spots“). Auch machte Frankreich sich für eine klare Tren-
nung  zwischen  aussichtsreichen  Asylbewerbern  und  Wirtschaftsflüchtlingen,  die  rasch 
zurückgeführt werden sollen, stark.34

Im Zuge des  Anstieges  der  Zahl  von Flüchtlingen in die  Europäische Union lehnte 
Frankreich  die  von der  Kommission  favorisierten  Länderaufnahmequoten  zunächst  ab. 
Nach anfänglichem Zögern hat Frankreich – wie Deutschland – einem Verteilungsschlüssel 
als einmalige, zeitlich befristete Ausnahme dann zugestimmt.35 Die beim Europäischen Rat 

31 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Europäische Führung, 13.2.2015.
32 Le Monde: Climat: Paris et Berlin affichent leur entente, 20.5.2015.
33 Le Monde: Le front commun de Merkel et Hollande face à Cameron, 26.5.2015.
34 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Ein neuer Blick auf den Nachbarn, 2.9.2015; siehe auch die Pressekonfe-

renz von Bundeskanzlerin Merkel und Staatspräsident Hollande vom 24. August 2015 in Berlin, abrufbar 
unter:  http://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2015/08/2015-08-24-pre 
ssestatements-merkel-hollande.html (letzter Zugriff: 6.10.2015).

35 Le Monde: Paris et Berlin valident le plan européen, 11.7.20015.
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Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

vom 25. und 26. Juni 2015 vereinbarte Regelung zur Verteilung von 40.000 Flüchtlingen 
auf alle EU-Mitgliedstaaten auf der Basis freiwilliger Zusagen fand die volle Unterstüt-
zung seitens des Staatspräsidenten. Schließlich änderte Paris unter dem Druck der sich 
überschlagenden Ereignisse und des stark anschwellenden Flüchtlingsstroms seine Positi-
on. Staatspräsident Hollande plädierte gemeinsam mit Bundeskanzlerin Merkel in einem 
Brief an die europäischen Institutionen für verbindliche und dauerhafte Verteilungsquoten 
für Flüchtlinge.36

Paris drängte darauf, faire Verteilungsregeln und -kriterien auf europäischer Ebene zu 
definieren.  In  einer  gemeinsamen Erklärung kritisierten  der  französische  Innenminister 
Bernard  Cazeneuve  und  sein  deutscher  Kollege  Thomas  de  Maizière,  dass  nur  fünf 
Mitgliedstaaten – neben Frankreich und Deutschland noch Schweden, Italien und Ungarn, 
drei Viertel aller Asylbewerber aufnähmen.37 Gleichzeitig positionierte sich Paris gemein-
sam mit Berlin klar gegen eine Neufassung des Dubliner Abkommens und hält an der darin 
vorgesehenen Regel fest, dass die Asylverfahren von dem EU-Staat durchgeführt werden 
müssen, dessen Grenze Asylbewerber zuerst überschritten haben.38 Dabei gehörte Frank-
reich 2014 nicht zu den von Asylbewerbern bevorzugten Ländern. Von insgesamt 620.000 
Asylbegehren in der Europäischen Union entfielen nur 63.000 auf Frankreich (Deutsch-
land:  200.000).  Dies  hängt  unter  anderem mit  der  vergleichsweise  niedrigen  Anerken-
nungsquote von 22 Prozent zusammen – der EU-Durchschnitt liegt laut Eurostat bei 45 
Prozent.39 Auch machten sich die beiden Innenminister gemeinsam für eine unterstützende 
Rolle von Frontex bei Rückführungsmaßnahmen und für eine Bekämpfung der „Sekundär-
migration“,  der  illegalen  Weiterreise  von  Flüchtlingen  innerhalb  des  Schengenraums, 
stark. Dieser Ruf nach europäischen Lösungen für die sich zuspitzende Flüchtlingskrise ist 
in Anbetracht der innenpolitischen Widerstände gegen eine europäische Flüchtlingspolitik 
und angesichts der unhaltbaren Zustände in Calais auf der französischen Seite des Euro-
tunnels, wo die Regierung ein Übergangslager für Flüchtlinge plant, alles andere als selbst-
verständlich.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass der Umgang mit der Griechenlandkrise, die durch-
aus erfolgreichen Vermittlungsbemühungen in der Ukrainekrise und die Reaktion auf die 
Flüchtlingskrise der französischen Exekutive eine partielle Überwindung der eher aus der 
Defensive betriebenen Europapolitik der letzten Jahre und die Wahrnehmung von Füh-
rungsverantwortung beziehungsweise einer proaktiveren europapolitischen Rolle erlaubt 
haben. Zentraler Baustein hierfür war eine im Laufe der letzten Monate deutlich engere 
Abstimmung mit dem deutschen Partner auf Kernfeldern europäischer Politik.
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